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Vernehmlassung Parlamentarische Initiative.  Armut ist kein Verbrechen. Änderung des 

Ausländer- und Integrationsgesetzes: Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen 

Flüchtl ingshi l fe  

Sehr geehrte Damen und  Herren 

D ie Schweizerische Flücht l ingshilfe (SFH) bedankt s ich für d ie Gelegenheit zur Stellungnahme im 

Rahmen d ieser Vernehmlassung.  In der Beilage lassen wir Ihnen unsere Vernehmlassungsantwort 

zukommen.  

 

Die SFH unterstützt das Anliegen der parlamentarischen Initiative «Armut ist kein 

Verbrechen»,  d ie Rechtss icherheit von Aus länderinnen und  Aus ländern zu verbessern,  indem 

d iese im Bedarf sfal l  Sozialhi lfe beziehen können,  ohne um ihr Auf enthaltsrecht in der Schweiz 

f ürchten zu müssen.   

Den vo rl iegenden Gesetzesentwurf  zur Umsetzung  der parlamentarischen Init iat ive erachtet  die 

SFH zwar als  Schritt in die richtige Richtung. Um eine effektive Verbesserung für die 

Betroffenen zu erreichen, braucht es aber Anpassungen: Anstel le des «eigenen 

Verschuldens» sol l  der Begriff der Mutwil l igkeit ins Gesetz  aufgenommen werden: Bezieht  

eine Person Sozialhi lfe,  so  so ll ihr deswegen eine Niederlassungs - oder Auf enthaltsbewil ligung 

nur dann entzogen werden können,  wenn s ie d ie Gründe,  d ie zu ihrer Sozialhi l feabhängigkeit 

f ührten,  entweder selbs t  mutwil l ig  herbeigef ührt  oder  mutwil l ig  unverändert  gelassen hat .  

 

Unsere detail l ierte Stellungnahme f inden Sie im Anhang .  Für Fragen s teht  Ihnen Herr Raphael 

Strauss,  Fachreferent Integ rat ion,  D irek tionsbereich Polit ik  und  Medien, gerne zur Verf ügung  (Tel.  

031 370 75 75).  

Freund liche Grüsse 

  
Miriam Behrens  Raphael Strauss  

D irek to rin Fachref erent  Integ rat ion 

 


